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Zum Frauenwahlrecht vor 1918

Intelligenzwahlrecht für Lehrerinnen?
Steuerpflichtige Frauen waren in den 

österreichischen Ländern bereits 
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Huber für sich beanspruchen wollte.

Wer ein Mindestmaß an direkten 
Steuern zahlte, war in Vorarlberg 
zum Gemeindeausschuss und 
zum Landtag aktiv wahlberechtigt;  
selbst Minderjährige (bis 1909) und 
juristische Personen.
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Intelligenzwahlrecht

Bestimmte Gruppen so genannter 
„Intelligenzwähler“ waren unabhän-
gig von einer Steuerleistung wahlbe-
rechtigt. Dazu zählten in Vorarlberg 
„von den definitiv angestellten Lehr-
personen die Oberlehrer, Leiter und 
Lehrer der in der Gemeinde befind-
lichen Volksschulen“. Das Wahlrecht 
war an das Heimatrecht geknüpft. 
„Öffentliche Lehrpersonen“ er-
langten mit dem Amtsantritt das 
Heimatrecht in der Gemeinde, in 
der ihnen ihr „ständiger Amtssitz“ 
zugewiesen wurde. Das galt auch 
für Lehrerinnen. Ob ihnen das 
Intelligenzwahlrecht zukam, blieb 
dagegen umstritten.
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Die Dornbirner Lehrerin Katharina 
Huber (1858 bis 1936) ließ sich 1897 
in die Wählerliste eintragen. Die 
Reklamationskommission strich sie 
jedoch. Huber ergriff dagegen ein 
Rechtsmittel, weil es „billigender-
weise“ wohl nicht angehen werde, 
„der Lehrerin, die ihre Eignung für 
das Lehramt gleich dem Lehrer 
durch dieselben Studien und ebenso 

viele Prüfungen erbringen muß, die 
Eignung für die Ausübung des Wahl-
rechts abzusprechen“. Die Statthal-
terei wies den Rekurs aus formalen 
Gründen ab, die Reklamationskom-
mission entscheide endgültig. Huber 
ließ es vermutlich damit bewenden.
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Lehrerinnen aus anderen Ländern 
waren beim Verwaltungsgerichtshof 
bereits abgeblitzt. In den Gesetzen 
sei nur maskulin von „Lehrern“ die 
Rede. Zudem seien Frauen vom 
passiven Wahlrecht gänzlich aus-
geschlossen und könnten auch ein 
aktives Wahlrecht nicht persönlich 
ausüben. Die „Männerlandtage“ 
wollten Frauen noch nicht für fähig 
halten, selbst ihre Wahl zu treffen. 
Das Fräulein Huber hätte einen 
Mann mit der Ausübung ihres Wahl-
rechts bevollmächtigen müssen. 
Erst ab 1909 kam eigenberechtigten 
steuerzahlenden Frauen das persön-
liche Wahlrecht zu; für wahlberech-
tigte Ehefrauen übten es weiterhin 
deren Ehemänner aus. Während der 
Verwaltungsgerichtshof 1904 seine 
Spruchpraxis zu Gunsten der 

Lehrerinnen änderte, sprach ihnen 
das Reichsgericht, der Vorläufer des 
Verfassungsgerichtshofs, das aktive 
Wahlrecht weiterhin ab, sofern in den 
Wahlordnungen nur von „Lehrern“ 
die Rede war. Vorarlberg bewegte 
sich mit seinem Wahlrecht im alten 
Österreich durchaus im Spitzenfeld 
der Demokratisierung. Doch nur 
der Landtag des Herzogtums Krain 
(heute Slowenien) räumte 1910 
ausdrücklich auch den „Lehrerinnen“ 
das bevorzugte Wahlrecht ein.

Frauen wählen Männer

Mit der Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts entschieden ab 1919 die 
Frauen die Wahlen. Nun hatten sie 
auch das passive Wahlrecht. Doch 
erst 1959 zogen die ersten Frauen in 
den Vorarlberger Landtag ein.                  

Ulrich Nachbaur
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